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Xundheit in Bärn

 POLITFORUM

Der Bundesrat wird beauftragt, über 
die Art und das Ausmass der Medika-
mentenverschwendung (Rückgabe von 
abgegebenen Medikamenten nach Ka-
nal, Packungsart, Ablaufdatum, Kas-
senpflicht, etc.) einen Bericht zu erstel-
len sowie Massnahmen dagegen 
vorzuschlagen.

BEGRÜNDUNG
Medikamentenpreise und Preissenkungen sind ein 

politischer Dauerbrenner. Ob der Preis(senkungs)

debatte wird kaum über die Verschwendung von 

Medikamenten gesprochen. Übertriebene Sicher-

heit scheint ein wesentlicher Kostentreiber zu 

sein. Einmal verkaufte und angebrochene Medika-

mente dürfen nicht wieder verkauft werden. Sie 

müssen entsorgt werden. 

Gemäss Sonderabfallstatistik des Bundesamtes 

für Umwelt (BAFU) wurden im Jahr 2020 schweiz-

weit etwa 4200 Tonnen Altmedikamente und Zy-

tostatika-Abfälle aus dem ambulanten und statio-

nären Bereich entsorgt. Das dürfte gemäss Experten 

einem Wert von über 2 Milliarden Franken und damit 

fast 20 Prozent der über die Krankenversicherung 

finanzierten Medikamente entsprechen. Bei den 

Altmedikamenten dürfte es sich meistens um be-

zogene und von den Krankenversicherungen vergü-

tete Medikamente handeln, welche von Patienten 

nicht eingenommen, sondern entsorgt werden, 

darunter auch gänzlich unbenutzte Packungen mit 

verblisteten Medikamenten. In dieser Statistik nicht 

erfasst sind Medikamente, welche über den Haus-

haltsmüll entsorgt werden. 

Zum Ausmass der Medikamentenverschwendung 

und des damit verbundenen Einsparpotentials 

gibt es in der Schweiz keine präzisen Zahlen, da 

verlässliche Statistiken oder empirisch breit an-

gelegte Studien zur Thematik fehlen.

Man weiss nicht, welche Medikamente in welchen 

Mengen aus welchem Abgabekanal (Spital, Apo-

theke, Drogerien, Pflegeheimen, Pre-Wholesale 

u.a.) zurückgeführt werden. Um das Richtige ge-

gen die Medikamentenverschwendung tun zu 

können, braucht es Grundlagen, detaillierte Sta-

tistiken zur Menge und Art der an die Apotheken, 

Drogerien und anderen Rücknahmestellen zu-

rückgebrachten und entsorgten Medikamente 

und ebenso zur Frage des Ablaufdatums, Haltbar-

keit, Restinhalt, Verschreibungspflicht und Pflicht-

leistung der Krankenversicherung.

Als Konsequenz des Berichts wird der Bundesrat 

aufgefordert aufzuzeigen, wie diese Verschwen-

dung gestoppt, übertriebene Sicherheitsvorschrif-

ten reduziert, die Medikamenten-Compliance ge-

stärkt und das Kosteneinsparpotential genutzt 

werden kann.

Motion vom 30.9.2022

Medikamentenverschwendung stoppen

Ruth Humbel

Nationalrätin, Mitte-Fraktion,
Kanton Aargau

Am 2. November 2022 hat der Bundesrat den 
Bericht in Erfüllung des Postulates Die Mitte- 
Fraktion. Die Mitte. EVP «Stopp der Medikamen-
tenverschwendung» verabschiedet. Darin hält 
er fest, dass die Arzneimittelverschwendung als 
Problem erkannt ist. Der Bericht nennt die zen- 
tralen Problembereiche für die Ursache der Arz-
neimittelverschwendung und zeigt im Sinne ei-
ner Übersicht auf, welche Massnahmen Bund, 
Kantone und Private bisher ergriffen haben bzw. 
weiterhin ergreifen, um den sachgerechten Ein-
satz von Arzneimitteln zu verbessern und damit 
die Arzneimittelverschwendung zu reduzieren.

Der Bericht kommt weiter zum Schluss, dass 
weder international noch national verlässliche 
Statistiken oder empirisch breit angelegte Stu-
dien zur Arzneimittelverschwendung vorhanden 
sind. Die fehlende Wissensgrundlage über das 
Ausmass der Arzneimittelverschwendung liesse 
sich für die Schweiz nur unter sehr grossem Auf-
wand anhand unterschiedlicher empirischer Zu-
gänge, die über die in dem Postulat genannten 
Abgabekanäle hinausgehen, verbessern. Dies 
gilt auch für die gewünschte Datenauswertung 
der vorliegenden Motion Humbel. 

Aus Sicht des Bundesrates ist es zielführender, 
wenn der Bund seine bisherigen Bemühungen 
für einen effizienteren, effektiveren und somit 
kostengünstigeren Umgang mit Arzneimitteln 
im Rahmen anderer Projekte wie der Strategie 
Gesundheit 2030 und der Überprüfung einer Ein-
führung der Einzelabgabe von Antibiotika im 
Rahmen der Strategie Antibiotikaresistenzen 
Schweiz fortführt.
Vor diesem Hintergrund ist der Bundesrat der 
Ansicht, dass der Handlungsbedarf bereits er-
kannt und angegangen wird und die Kernanlie-
gen der Motion aufgenommen sind.

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der 
Motion.
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Die der Geschäftsdatenbank des Parlaments Curia Vista entnommenen Texte von Vorstössen und Antworten 
werden teilweise leicht gekürzt und grundsätzlich in unveränderter Schreibweise wiedergegeben. Unter-
schiede zur üblichen Schreibweise des Verlags können vorkommen.


